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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. nimmt zur Kenntnis, dass der Europäische Rechnungshof in seinem Bericht 2014 keine 

schwerwiegenden Mängel in den für den Europäischen Datenschutzbeauftragten (EDSB) 

geprüften Bereichen festgestellt hat; 

2. bedauert, dass der Bericht des Rechnungshofs im jährlichen Tätigkeitsbericht als 

vertrauliches Dokument aufgeführt wurde; 

3. stellt fest, dass gemäß den aufgrund der internen Prüfung formulierten Empfehlungen und 

dem strategischen internen Prüfungsplan des EDSB 2014 zum ersten Mal ein 

Beschaffungsplan beschlossen wurde; hält den EDSB dazu an, sich um mehr finanzielle 

Unabhängigkeit zu bemühen; 

4. betont, dass auf der Website des EDSB kaum Informationen zu Vergabeverfahren sowie 

Ausschluss- und Auswahlkriterien abrufbar sind; stellt fest, dass auf der Website nur eine 

Vergabeentscheidung veröffentlicht wurde, und fordert den EDSB auf, alle vergebenen 

Aufträge zu veröffentlichen; 

5. fordert den EDSB auf, umfassende Informationen über seine Strategie zum Umgang mit 

Interessenkonflikten bereitzustellen; nimmt zur Kenntnis, dass die Lebensläufe und 

Interessenerklärungen der Mitarbeiter im Organigramm und der nationalen 

Sachverständigen nicht gemäß den Leitlinien der Kommission vom Dezember 2013 

veröffentlicht wurden; fordert den EDSB auf, Korrekturmaßnahmen zu ergreifen und 

strenge, klare Vorschriften zur Vermeidung von „Drehtüreffekten“ zu beschließen; 

6. weist darauf hin, dass der EDSB 2015 einen Beschluss über Vorschriften für die Meldung 

von Missständen gefasst hat; fordert den EDSB auf, diesen Beschluss zu veröffentlichen 

und dafür zu sorgen, dass Artikel 22c des Statuts, der am 1. Januar 2014 in Kraft trat, 

umfassend und zwingend befolgt werden muss. 
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